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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

trotz splrbarem Sommerloch: auch vom
Bundesgerichtshof gibt es wieder eine
Reihe spannender Neuigkeiten zu
berichten. So entschied der BGH, dass
die Auflassungsvormerkung im
Zwangsversteigerungsverfahren der
WEG zur Loéschung kommt. Woh-
nungskaufer sind daher kinftig noch
mehr darauf angewiesen, vom WEG-
Verwalter mogliche Hausgeldriickstén-
de zu erfragen, denn der Termin der
Kaufpreisfalligkeit mit Eintragung einer
Auflassungsvormerkung wird zumin-
dest in Héhe von 5% des Verkehrswer-
tes in Frage gestellt. Diesen Betrag wird
nédmlich der Kaufer im Zweifel aufwen-
den missen, um den Rechtsverlust per

Kurze Meldungen

Verkehrssicherungspflicht bei Park-
platzen

Eine Parkbucht muss nicht so gestaltet
sein, dass die sie umgebenden Bordstei-
ne so flach ausgefiihrt sind, dass
Fahrzeugiberhange sie nicht beriihren.
Eine Schadensersatzklage eines Audi-
A5-Fahrers mit tiefer gelegtem Fahr-
werk wurde mit dieser Begriindung
letztinstanzlich vom BGH im Urteil
vom 24.7.2014 zuriickgewiesen. Er war
mit seiner nur 10 cm Uber dem Boden
reichenden Frontschiirze an dem 20 cm
hohen Bordstein hangen geblieben,
wodurch sein  Fahrzeug beschadigt
wurde. Ein , Uberhangparken®, so der
I, Zivilsenat misse weder ermdglicht
werden, noch misse vor einem mdgli-
chen Schaden insoweit gewarnt werden.
(11 ZR 550/13).

Contracting-Realofferte |

Ein Versorgungsunternehmen gibt nach
der stdndigen Rechtsprechung des BGH
durch die Mdglichkeit der Entnahme
von Energie, Gas oder Wasser aus dem
Leitungsnetz eine sogenannte Realoffer-
te zum Abschluss eines Belieferungs-
vertrages ab. Diese Realofferte wird

SRR

Zuschlag im Wege der
abzuwenden.

Abldsung

Daneben beschaftigt sich die aktuelle
Ausgabe mit verschiedenen Varianten
des gesetzlich eingerdumten Widerrufs-
rechts. Zum einen gilt es im eigenen
Geschéftsbetrieb die Gefahren der
gesetzlichen Ausweitung von Verbrau-
cherwiderrufsbelehrungen und deren
mdogliche  Fehlerquellen  auszuloten.
Zum anderen er6ffnen sich nach der
Rechtsprechung des BGH neue Chan-
cen beim Widerruf von Immobiliardar-
lehen, wie Rechtsanwéltin Gerstenberg
in ihrem Kommentar darlegt.

nach einem Urteil des BGH vom
22.7.2014 i.d.R. von demjenigen
angenommen, der Medien aus der
Leitung entnimmt. Mehrere Mieter einer
Einheit wirden sich dabei im Wege der
Duldungsvollmacht wechselseitig
vertreten (VI ZR 313/13).

Contracting-Realofferte 11

Empféanger einer Realofferte zum
Abschluss eines Versorgungsvertrages
ist nach einem Urteil des Bundesge-
richtshofes vom 2.7.2014 typischer-
weise derjenige, der die tatsachliche
Verfligungsgewalt Uber den Versor-
gungsanschluss am  Ubergabepunkt
ausube. Im Falle der Vermietung oder
Verpachtung einer Geststatte habe diese
Verfugungsgewalt der Mieter bzw. der
Pachter. Dies gelte nur dann nicht, wenn
es andere Anhaltspunkte gébe oder
bereits ein Versorgungsvertrag mit
einem Dritten (etwa dem Grundstiicks-
eigentlimer) bestinde (VI ZR 316/13).

Keine Mietminderung fir feuchten
Keller im Altbau

Das LG Ansbach versagte Wohnraum-
mietern die geltend gemachte Mietmin-

Schlieflich ist die Aufmerksamkeit
noch auf die Anderungen der Verzugs-
regelungen im BGB sowie auf die
Anderungen in der Insolvenzordnung zu
lenken. Letztere schaffen einerseits eine
erhebliche Verkiirzung der Frist bis zur
Restschuldbefreiung. Anderrseits
werden aber die Schuldtatbestande
ausgeweitet, fur die es kiinftig gar keine
Restschuldbefreiung mehr gibt.

Wir wiinschen wie immer eine interes-
sante Lektire.

Es gruft herzlich
lhr Anwalt

Heinz G. Schultze

derung wegen eines feuchten Kellers.
Das LG bestatigte im Urteil vom
25.8.2014 die Ansicht des Amtsgerich-
tes. Bei der Beurteilung eines Mangels
der Mietsache sei grundsétzlich auf die
bei der Errichtung des Gebéudes
geltenden Malstdbe anzusetzen. Die
aufgrund der fehlenden Vertikalabdich-
tung auftretende Feuchtgkeit stellt daher
keinen Sachmangel der Mietsache dar
(1 S 228/14 — IBR- online).

Géste in der WEG-Versmmlung

Nach einem Urteil des AG Miin-
chen vom 19.12.2013 kann ein
Verstol} gegen den Grundsatz der
Nichtoffentlichkeit der Versamm-
lung nicht durch einen Geschéfts-
ordnungsbeschluss geheilt werden.
Der Widerspruch auch nur eines
einzigen Wohnungseigentiimers
genlige zum Ausschluss des Gastes.
Wirden dennoch Beschliisse ge-
fasst, seien diese auch ohne Kausa-
litatsprifung auf Anfechtung hin fur
ungultig zu erklaren (483 C
33043/12, ZMR 2014, 406).
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Fehlende baurechtliche Genehmigung begrindet Arglist beim Wohnungsverkauf

i) 1
@\ Bundesvery -
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Die Kaufinteressenten einer im

Gerichtssprengel von Munster
belegenen Wohnung meldeten
sich bei einem Makler, der eine
Wohnung mit einer Flache von
125 m2 im Internet zur Vermitt-
lung anbot. Auf ihre Nachfrage
erhielten sie von den Eigenti-
mern ein Prospekt mit einer
Wohnflachenberechnung, die
eine Flache von 127,92 m?
auswies. In der Flachenberech-
nung enthalten waren zwei
Kellerrdume mit einer Raum-
hohe von 2,40 Metern, die als
Kinderzimmer | und Il bezeich-
net wurden. Es kam zu Kaufver-
tragsvertragsabschluss. Nach
dem Bezug der Wohnung stellte
sich heraus, dass die Kinder-
zimmer entgegen der An-
preisung eine hohe Mauerwerks-
feuchte aufwiesen und zu

Mietrecht

schimmeln begannen. Ferner
stellte sich heraus, dass eine
bauordnungsbehérdliche Ge-
nehmigung zur Nutzung der
Kellerrafume als Wohnrdume
nicht vorlag. Die Kéufer fochten
den Kaufpreis wegen arglistiger
Tauschung nach § 123 BGB an
und forderten neben dem Kauf-
preis Schadensersatz fur die
Erwerbs- und vorgerichtlichen
Anwaltskosten. Als die Verkéu-
fer sich weigerten, klagten die
Kéufer. Das Berufungsgericht
hielt die Klage fiir begriindet,
weil die Verk&ufer nicht bewie-
sen hétten, dass sie die Kaufer
Uber die fehlende bauordnungs-
behordliche Genehmigung
aufgeklart hatten. Die Revision
der Verkaufer hatte Erfolg. Der
Bundesgerichtshof ~ fuhrte in
seinem Urteil vom 27.6.2014
aus, dass das Berufungsgericht
die Beweislast verkannt habe.
Nicht die Verkaufer missten
beweisen, dass sie die Kaufer
aufgeklart hatten. Die Kaufer
missten umgekehrt beweisen,
dass sie nicht aufgeklart wurden.
Da es schwierig sei, eine negati-
ve Tatsache zu beweisen, kdmen
die Grundsétze der sogenannten
sekundaren Darlegungslast zu

tragen. Danach missten die
Verkaufer erst dezidiert darlegen
wann, wie und wo sie die Kaufer
tiber den maRgeblichen Umstand
aufgeklart hatten. Im Anschluss
hieran sei es dann Sache der
Kéufer, diese Darstellungen zu
widerlegen.

Vorliegend sei zudem zu konsta-
tieren, dass die Fehlvorstellung
der Kdufer nicht erst durch eine
unterlassene Aufklarung, son-
dern schon durch das fehlerhafte
Exposé hervorgerufen wurde.
Insoweit  bestiinde  indessen
keine Vermutung daflr, dass
dieser Irrtum bis zum Kaufver-
tragsabschluss fortbestanden
habe. Der Rechtsstreit sei daher
an das Berufungsgericht zurlick
zu verweisen, damit dort die
Fragen geklart werden konne, ob
die Aufklarung der fehlenden
Genehmigung spater erfolgt sei.
In diesem Rahmen sei dann ggf.
auch zu kléren, ob eine Aufkla-
rung hinsichtlich der weiteren
streitigen Tatsache, namlich der
fehlenden  Trockenheit  der
Raume im Keller nachtraglich
noch erfolgt sei (V_ZR 55/13).

Mischmietverhaltnisse sind im Zweifel Wohnraummietverhaltnisse

Ein Vermieter im Landgerichts-
bezirk Berlin hat die Erfahrung
machen missen, die ganze
Instanzenleiter hinaufzuklettern,
um dann wieder ganz unten beim
Amtsgericht Wedding anzu-
kommen.

Er vermietete zwei Personen ein
mehrstockiges Haus in Berlin.

Fur die Vermietung wurde ein
Mustermietvertrag aus dem
Schreibwarenhandel verwendet.
Am Ende des Vertragsmusters
erfolgte  der handschriftliche
Vermerk, dass den beiden Mie-
tern gestattet sei, in den Raumen
des Erdgeschosses vorbehaltlich
einer erforderlichen behordli-
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(1) Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung oder
widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklärung anfechten.
(2) Hat ein Dritter die Täuschung verübt, so ist eine Erklärung, die einem anderen
gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieser die Täuschung kannte oder
kennen musste. Soweit ein anderer als derjenige, welchem gegenüber die Erklärung
abzugeben war, aus der Erklärung unmittelbar ein Recht erworben hat, ist die
Erklärung ihm gegenüber anfechtbar, wenn er die Täuschung kannte oder kennen musste.


chen Genehmigung eine Hypno-
sepraxis zu betreiben.

Nach  dreijahriger ~ Nutzung
kiindigte der Vermieter mehr-
fach, teilweise unter Berufung
auf Eigenbedarf. Als die Mieter
nicht auszogen, klagte der Ver-
mieter auf Raumung des Hauses
vor dem Landgericht Berlin. Das
Landgericht wies die Klage als
unzuldssig mit der Begriindung
ab, es lage ein Wohnraummiet-
verhaltnis vor, so dass das
Amtsgericht  Wedding  aus-
schlieBlich sachlich und drtlich
zustandig sei.

Der Vermieter legte hiergegen
Berufung zum Kammergericht
Berlin ein und beantragte hilfs-
weise die Verweisung an das
Amtsgericht  Wedding. Das
Berufungsgericht hob das Urteil
des Landgerichtes auf und
verurteilte die Mieter zur R&u-
mung. Das Mietverhdltnis sei
nach den Regelungen der ge-
werblichen Miete zu beurteilen.
Der Bundesgerichtshof habe mit
Urteil vom 16.4.1986 (MDR
1986, 842) entschieden, dass es
fur die Anwendung der ein-
schldgigen  Rechtsvorschriften
auf die Uberwiegende Nutzung
der Mietsache ankomme. Dabei
seien alle Umsténde des Einzel-
falles zu wiirdigen. Im seinerzeit
zu entscheidenden Fall sei ein
Haus an einen Anwalt zu Wohn-
und Kanzleizwecken vermietet
worden. Der Bundesgerichtshof
habe damals entschieden, dass

SCHULTZE "2

der Schwerpunkt auf der Nut-
zung als Geschaftsraum lag, weil
die Kanzlei dazu diene, die
Geldmittel zu erwirtschaften, um
den Lebensunterhalt und damit
auch die Miete zu bestreiten,
wozu auch die Miete zum Woh-
nen gehodre. Unter Anwendung
dieser Ausfiihrungen sei auch
das Mietverhéltnis Uber die
Nutzung des Hauses zum Woh-
nen und als Hypnosepraxis
insgesamt als Gewerberaum-
mietverhéltnis zu qualifizieren.

Der BGH nahm im Urteil vom
9.7.2014 eine andere Bewertung
vor. An dem Abgrenzungskrite-
rium der Nutzung zu Erwerbs-
zwecken halte der Senat nicht
fest. Richtig sei vielmehr, dass
fir die Auslegung des Vertrages
die gemeinsamen (bereinstim-
menden  Vorstellungen  der
Vertragsparteien, wie das Miet-
objekt genutzt werden solle,
heranzuziehen  seien. Ferner
existiere kein allgemeiner Erfah-
rungssatz, dass bei einem Miet-
verhaltnis die Schaffung einer
Erwerbsrundlage Vorrang vor
der Wohnnutzung habe. Aber
auch ein umgekehrter Erfah-
rungssatz bestiinde nicht. Indiz-
wirkung entfalte vielmehr das
Flachenverhaltnis von gewerbli-
cher und privater Nutzung oder
die Verteilung der zu leistenden
Nutzungsentgelte  oder  die
baulichen Gegebenheiten der
jeweiligen Flachen. Diese Indi-
zien seien nicht abschlielend. Es
obliege dem Tatrichter, auf der

Grundlage der Einzelfallumstén-
de diese und weitere Indizien zu
formulieren und zum Zeitpunkt
des Vertragsschlusses zu bewer-
ten. Nur wenn im Ergebnis der
Schwerpunkt auf einer Nutzung
als Geschaftsraum zu konstatie-
ren sei, komme der Anwendung
der entsprechenden gesetzlichen
Regelungen in Betracht. Lasse
sich kein Schwerpunkt ausma-
chen, sei von der Geltung der
Vorschriften der Wohnraummie-
te auszugehen.

Vorliegend misse von einem
Wohnraummietverhéltnis ausge-
gangen werden, da die Regelung
zur beruflichen Nutzung in der
Zusammenschau mit den restli-
chen mietvertraglichen Regelun-
gen, angefangen bei den Kiindi-
gungsfristen Uber die Kautions-
héhe bis hin zur fehlenden, aber
bei  Gewerbemietverhaltnissen
Ublichen Befristung, den
Schwerpunkt zugunsten einer
Wohnnutzung begriindeten.

Auf der Grundlage dieser -
richtigen - Bewertung hétte sich
das Kammergericht Berlin einer
Entscheidung in der Sache
enthalten missen. Das angefoch-
tene Urteil wurde daher vom
BGH aufgehoben und dem
Hilfsantrag auf Verweisung zum
Amtsgericht Wedding wurde
statt gegeben. Dort wird sich nun
der Vermieter mit dem Mieter
tiber die Wirksamkeit der ausge-
sprochenen Kindigungen weiter
streiten mussen (VI ZR
376/13).

Widerspruch der stillschweigenden Vertragsverlangerung durch Raumungsklage

Nach § 545 BGB lebt ein ge-
kiindigtes Mietverhaltnis wieder
auf, wenn der Mieter die Nut-
zung Uber das Mietende hinaus
fortsetzt und keine Partei der
stillschweigend eintretenden
Wirkung  widerspricht.  Das
Gesetz formuliert fiir diesen

Widerspruch eine 2-Wochen-
Frist. In einem dem Amtsgericht
Kassel vorliegenden Rdumungs-
rechtsstreit stritten die Parteien
tber die Rechtsfolgen des ver-
sdumten  Widerspruchs.  Die
Vermieterin hatte das Wohn-
raummietverhaltnis  ordentlich

zum 31.7.2012 gekindigt. Der
Mieter zog weder zum Mietende,
noch danach aus. Eine Woche
spater, am 7.8.2012 lieR die
Vermieterin Raumungsklage
einreichen, die am 22.9.2012
zugestellt wurde.
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Setzt der Mieter nach Ablauf der Mietzeit den Gebrauch der Mietsache fort, so
verlängert sich das Mietverhältnis auf unbestimmte Zeit, sofern nicht eine
Vertragspartei ihren entgegenstehenden Willen innerhalb von zwei Wochen dem anderen
Teil erklärt. Die Frist beginnt
1. für den Mieter mit der Fortsetzung des Gebrauchs,
2. für den Vermieter mit dem Zeitpunkt, in dem er von der Fortsetzung
Kenntnis erhält.


Der Mieter verteidigte sich u.a.
mit  der stillschweigenden
Rechtswirkung des § 545 BGB.
Er verlor durch alle drei Instan-
zen. Der BGH fihrte in seinem
Urteil vom 25.6.2014 aus, dass
die Erhebung der R&umungskla-
ge als Widerspruch im Sinne von
§ 545 BGB zu bewerten sei.

SRR

Eindeutiger als durch Erhebung
einer Raumungsklage kdnne der
Vermieter der stillschweigenden
Verlangerung des Mietverhalt-
nisses nicht widersprechen. Der
,»Widerspruch® sei dem Mieter
zwar nicht binnen der Zweiwo-
chenfrist zugegangen. Insoweit
gelte aber auch in dieser rechtli-

chen Hinsicht die Ruckwir-
kungsfiktion des § 167 ZPO. Die
Bearbeitungszeitraume bei
Gericht sollten dem Kl&ger nicht
zum Nachteil gereichen, so dass
die Ruckwirkungsfiktion auch
fur diese Fristwahrung Geltung
habe (VIII ZR 10/14).

Vorsicht bei Saldo-Mahnbescheiden

Der BGH hat mit Urteil vom
9.1.2013 (VI ZR 94/12) — ZIV
2013, 4 die sogenannte Saldo-
klage zugelassen. Danach ist
eine Klage nicht allein deshalb
unzuldssig, weil die Forderung
(dort:  Mietzinsforderung) in
ihrer Zusammensetzung nicht im
Einzelnen aufgeschlisselt,

Gewerbemietrecht

sondern als Summe eingeklagt
wird.

Der Il. Zivilsenat hat nunmehr
im Urteil vom 6.5.2014 auf den
Umstand  hingewiesen, dass
dieses  Vorgehen erhebliche
Rechtsnachteile mit sich bringen
kann, zumindest wenn der Saldo

im Rahmen eines Mahnverfah-
rens gerichtlich geltend gemacht
werde. Jedenfalls im Mahnver-
fahren fihre dies nicht dazu,
dass die zugrunde liegenden
Forderungen eine Verjahrungs-
hemmung erflihren (Il ZR
217/13).

Nachtrégliche Korrektur der Abrechnung auch nach Bezahlung

Ein Gewerbemieter erhielt 2010

die  Nebenkostenabrechnungen
flr die Jahre 2006 bis 2009 von
seinem Vermieter mit der Bitte,
diese zu priifen und zu bezahlen.
Mit Ausnahme des Jahres 2008
endeten die Abrechnungen mit
einer Nachzahlung. Per Saldo
bezahlte der Mieter 8.568,01 €
an den Vermieter. Ein anderer
Mieter der Einheit stellte einen
Fehler der Abrechnung des
Jahres 2008 fest. Das fihrte
dazu, dass der Vermieter alle
Abrechnungen des betreffenden
Jahres Korrigierte und so aus
dem vormaligen Guthaben fur

das Jahr 2008 eine Nachzahlung
von 6670,81 € entstand. Der
Mieter verweigerte die Nachzah-
lung, woraufhin der Vermieter
vor dem LG Mainz klagte. Das
Landgericht wies die Klage ab.
Das Oberlandesgericht Koblenz
hob das Urteil auf und gab der
Klage statt. Die Revision zum
BGH hatte keinen Erfolg.

Der BGH fiihrte in seinem Urteil
28.5.2014 aus, das er nach Erlass
des angefochtenen Urteils ent-
schieden habe, dass der vorbe-
haltlose Ausgleich einer Be-
triebskostennachforderung  kein
deklaratorisches Schuldaner-
kenntnis begriinde, das einer
spateren  Korrektur entgegen
stinde (Urteil vom 10.7.2013,
XIl ZR 62/12 — ZIV 2013, 45).
Nach der Rechtsprechung des
flir Gewerberaum zustandigen
XIl. Zivilsenates sei der Vermie-
ter von Gewerberaumen zwar

entsprechend der in 8 556 Abs. 3
Satz 2 BGB enthaltenen Rege-
lung verpflichtet, innerhalb eines
Jahres nach Beendigung des
Abrechnungszeitraumes die
Betriebskostenabrechnung  zu
erstellen, sofern die Parteien
nichts anderes vereinbart hdtten
(BGH-Urteil vom 27.1.2010, XII
ZR 22/07 — ZIV 2010, 6). Die
Ausschlussfrist des § 556 Abs. 3
Satz 6 BGB finde dagegen bei
Gewerbemietvertragen keine
Anwendung.

Ferner stelle die Betriebskosten-
abrechnung keine Willenserkla-
rung dar, die auf den Abschluss
eines deklaratorischen Schuld-
anerkenntnisses gerichtet sei. Sie
sei vielmehr eine reine Wissens-
erklarung ohne rechtsgeschéftli-
chen Bindungswillen (BGH-
Urteil vom 28.4.2010, VIII ZR
263/09 — ZIV 2010, 36). Auch
der Mieter, der eine Betriebskos-
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(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete

zentrale
Kommentar zu Text
Soll durch die Zustellung eine Frist gewahrt werden oder die Verjährung neu beginnen
oder nach § 204 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gehemmt werden, tritt diese Wirkung
bereits mit Eingang des Antrags oder der Erklärung ein, wenn die Zustellung demnächst
erfolgt.


tennachforderung  vorbehaltlos
erfllle, erbringe damit eine reine
Erfullungshandlung, ohne dass

WEG-Recht

SCHULTZE '=E
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daraus  geschlossen  werden
konne, er erkenne den Abrech-
nungssaldo endgultig flur ver-

NieBbrauch schitzt nicht bei teilungserklarungswidrige Nutzung

Ein Wohnungseigentiimer baute
den zu seiner Wohnung geho-
renden Spitzboden entgegen den
Festsetzungen der Teilungserkla-
rung zum Wohnen aus. Er be-
stellte ferner ein NieBbrauch
zugunsten seiner Eltern. Der
gesondert zugangliche Spitzbo-
den wurde von den Eltern seit
1985 an Dritte vermietet.

Verschiedene Eigenttimer for-
derten den Eigentimer der
betreffenden Wohnung auf, die
gesonderte  Vermietung  des
Spitzbodens als Wohnung zu
unterlassen. Als nichts geschah,
fassten die Wohnungseigenti-
mer bei der Versammlung am
28.3.2011 einen  Beschluss,
Klage auf Unterlassung der
Nutzung des Spitzbodens zu
Wohnzwecken zu erheben.

Die Gemeinschaft hatte in allen
drei Instanzen Erfolg. Der BGH
fuhrte im Urteil vom 16.5.2014

aus, dass der Anspruch auf
Unterlassung der Nutzung als
selbstandige Einheit nach § 1004
Abs. 1 BGB i.V.m. § 15 Abs. 3
WEG begriindet sei. Nach der
Teilungserklarung diene  der
Spitzboden nicht Wohnzwecken.
Eine vereinbarungswidrige
Nutzung koénne indessen bei
typisierender Betrachtung nicht
mehr storen, als die vorgesehene
Nutzung. Das sei vorliegend
aber nicht der Fall. Die Wohnan-
lage erfahre jedenfalls bei einer
VergroBerung um eine weitere
Wohneinheit typischerweise eine
intensivere Nutzung, mit der
eine erhohte Aus- und Abnut-
zung verbunden sei.

Der Unterlassungsanspruch nach
§ 1004 Abs. 1 BGB sei auch
nicht ausgeschlossen, weil er
unter keinen Umstdnden durch-
setzbar sei. Soweit ein Mieter
des Wohnungseigentimers
unmittelbarer Storer sei, entspra-
che es standiger Rechtspre-
chung, dass ein gegen den Woh-
nungseigentiimer gerichteter
Unterlassungsanspruch nicht an
dessen mietvertraglichen Bin-
dungen scheitere. Die wechsel-
seitigen Rechte und Pflichten der

bindlich  an  (Urteil vom
10.7.2013, XII ZR 62/12 — ZIV
2013, 45), Xl _ZR 6/13.
Wohnungseigentiimer  wirden

dadurch, dass der in Anspruch
genommene Wohnungseigentu-
mer mietvertraglich gebunden
sei, weder erweitert noch be-
schrankt. Vielmehr misse der
vermietende Wohnungseigentu-
mer alles in seiner Macht ste-
hende unternehmen, damit sein
Mieter  einem  berechtigten
Unterlassungsbegehren der
anderen Eigentimer Folge leiste.
Selbst bei einem unkiindbaren
Gebrauchstiberlassungsverhélt-
nis sei es nicht ausgeschlossen,
dass sich der Eigentlimer mit den
Mietern gtlich einige und sie —
erforderlichenfalls unter finanzi-
ellen Opfern — zu einer Aufgabe
der zu unterlassenden Nutzung
veranlasse. Nichts anderes gelte
fiir eine Uberlassung aufgrund
eines  NieBbrauchs.  Ebenso
wenig wie durch das Eingehen
einer langfristigen mietvertragli-
chen Bindung koénne sich der
Wohnungseigentiimer seinen aus
dem  Gemeinschaftsverhéltnis
erwachsenden Pflichten durch
die Bestellung eines NieB-
brauchs entzienen (V__ZR
131/13).

Die Auflassungsvormerkung bei einer Zwangsversteigerung durch die WEG

Mit Beschluss vom 9.5.5014 traf
der BGH zum Zwangsversteige-
rungsrecht eine weitreichende
Entscheidung. Eine Wohnungs-
eigentlimergemeinschaft betrieb
die Zwangsversteigerung wegen
Wohngeldriickstdnden aus der

hierflr bevorrechtigten Rang-
klasse nach § 10 Abs. 1 Nr. 2
ZVG. Vor dem Versteigerungs-
termin  wurde dem Gericht
bekannt gegeben, dass am
15.2.2013 die Wohnung verkauft
und aufgelassen wurde. Eine

Auflassungsvormerkung war

ebenfalls bereits eingetragen.

Zum Versteigerungstermin am
21.2.2013 nahm der Rechtspfle-
ger die Auflassungsvormerkung
nicht in das geringste Gebot auf.
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zentrale
Kommentar zu Text
(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des
Besitzes beeinträchtigt, so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der
Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der
Eigentümer auf Unterlassung klagen.
(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet
ist.

zentrale
Kommentar zu Text
(3) Jeder Wohnungseigentümer kann einen Gebrauch der im Sondereigentum stehenden
Gebäudeteile und des gemeinschaftlichen Eigentums verlangen, der dem Gesetz, den
Vereinbarungen und Beschlüssen und, soweit sich die Regelung hieraus nicht ergibt, dem
Interesse der Gesamtheit der Wohnungseigentümer nach billigem Ermessen entspricht.

zentrale
Kommentar zu Text
2. bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;


Im Termin wurde Zuschlag
erteilt, ohne dass die Vormer-
kung als bestehen bleibendes
Recht aufgefiihrt wurde. Gegen
den Zuschlagsbeschluss wurde
sofortige  Beschwerde einge-
reicht. Der Streit ging seinen
Weg durch die Instanzen bis
zum BGH, der Uber die Rechts-
beschwerde mit Beschluss vom
9.5.2014 entschied. Darin besté-
tigte er die Rechtsansicht des
Rechtspflegers.  Durch  den
Zuschlag sei die Vormerkung
erloschen.

Die Auflassungsvormerkung sei
auch dann nicht in das geringste
Gebot aufzunehmen, wenn sie
vor dem Entstehen der bevor-
rechtigten Hausgeldanspriiche in

SCHULTZE "2

das  Grundbuch eingetragen
wurde. Dies ergdbe sich nicht
aus einer vermeintlich dingli-
chen Wirkung des Vorrechts der
Wohnungseigentimergemein-

schaft. Nach der Rechtsprechung
des BGH enthielte § 10 Abs. 1
Nr. 2 ZVG lediglich die Privile-
gierung schuldrechtlicher An-
spriiche im Zwangsversteige-
rungsverfahren und  verleihe
diesen keine dingliche Wirkung
(BGH-Urteil vom 13.9.2013, V
ZR 209/12 - ZIV 2013, 64). Aus
dem schuldrechtlichen Charakter
der bevorrechtigten Anspriiche
folge aber nicht, dass eine Auf-
lassungsvormerkung Schutz vor
der aus § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG
betriebenen Zwangs-
versteigerung bote. Der Vorrang

der Hausgelder ergdbe sich
insoweit vielmehr daraus, dass
die Auflassungsvormerkung der
Rangklasse 4 des § 10 Nr. 1
ZVG zuzuordnen sei.

Gegen den Vorrang lieRe sich
zudem nicht einwenden, dass ein
Wettlauf zwischen K&ufer und
Wohnungseigentiimergemein-
schaft entstehen konne. Die
Gemeinschaft wolle mdglichst
schnell einen Zuschlag und der
Kéufer eine  Eigentumsum-
schreibung auf sich. Der Kaufer
konne sich diesem Wettlauf
entziehen, indem er die Anspri-
che der Gemeinschaft ablose (V
ZB 123/13).

Erstattungsfahigkeit von Verwaltersonderentgelten im Rechtsstreit

Einzelne Wohnungseigentliimer
einer im Gerichtssprengel des
AG Chemnitz anséassigen Woh-
nungseigentiimergemeinschaft
fochten einen Beschluss an. Die
beklagten Wohnungseigenttimer
lieBRen sich von der WEG-
Verwalterin ~ vertreten. Diese
sollte hierfur eine Sondervergu-
tung von 75,00 € / Stunde erhal-
ten. Die Klage war nur teilweise
erfolgreich. Den Kldgern wurden
70% der Kosten auferlegt.

Die Beklagten beantragten im
anschlielenden  Kostenfestset-
zungsverfahren die zu erstatten-
den Kosten des Rechtsstreits auf
1.451,25 € fir 19,35 Arbeits-
stunden der Verwalterin sowie
auf weitere 69,90 € fir vier

Schreiben der
festzusetzen.

Verwaltung

Die Kosten wurden tberwiegend
nicht festgesetzt. Die Entschei-
dungen der Vorinstanzen wurden
vom BGH im Beschluss vom
7.5.2014 weitestgehend besta-
tigt. Die Partei konne nach § 91
Abs. 2 Satz 1 ZPO die Kosten
der Beauftragung eines Anwaltes
erstattet verlangen. Ferner kénn-
te sie die Zeit fur die Wahrneh-
mung der  Gerichtstermine
erstattet verlangen, § 91 Abs. 1
Satz 2 ZPO.

Die gesamte (Ubrige Zeit sei
indessen nicht erstattungsfahig.
Die Durchsicht von Schriftsatzen
und die Reaktion hierauf seien

nicht erstattungsfahig. Dies gelte
auch, wenn die Partei einen
Dritten mit dieser Aufgabe
betraue.

Nicht zu erstatten seien ferner
die Kosten der Unterrichtung der
einzelnen beklagten Wohnungs-
eigenttimer durch die Verwalte-
rin. Sie stellten Kosten der
internen  Kommunikation dar,
die grundsétzlich nicht erstat-
tungsfahig seien. Eine Aushah-
me bestiinde nur dann, wenn die
WEG-Verwaltung  von  der
erhobenen Klage selbst betroffen
sei oder zu beflirchten sei, sie
werde die Wohnungseigentiimer
nicht genugend unterrichten (V
ZB 102/13).
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zentrale
Kommentar zu Text
(1) Die unterliegende Partei hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen, insbesondere
die dem Gegner erwachsenen Kosten zu erstatten, soweit sie zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig waren. Die Kostenerstattung
umfasst auch die Entschädigung des Gegners für die durch notwendige Reisen oder
durch die notwendige Wahrnehmung von Terminen entstandene Zeitversäumnis; die für die
Entschädigung von Zeugen geltenden Vorschriften sind entsprechend anzuwenden.

zentrale
Kommentar zu Text
(2) Die gesetzlichen Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts der obsiegenden Partei
sind in allen Prozessen zu erstatten, Reisekosten eines Rechtsanwalts, der nicht in dem
Bezirk des Prozessgerichts niedergelassen ist und am Ort des Prozessgerichts auch nicht
wohnt, jedoch nur insoweit, als die Zuziehung zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung
oder Rechtsverteidigung notwendig war. Die Kosten mehrerer Rechtsanwälte sind nur
insoweit zu erstatten, als sie die Kosten eines Rechtsanwalts nicht übersteigen oder
als in der Person des Rechtsanwalts ein Wechsel eintreten musste. In eigener Sache
sind dem Rechtsanwalt die Gebühren und Auslagen zu erstatten, die er als Gebühren und
Auslagen eines bevollmächtigten Rechtsanwalts erstattet verlangen könnte.

zentrale
Kommentar zu Text
2. bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;
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Recht der Immobilienfinanzierung

Mehrere Investoren beteiligten
sich an einer Publikums-KG und
finanzierten die Anteile. Die
Verbrauchervertrage sahen
Widerrufsbelehrungen nach §
312 Abs. 1, Abs. 2 BGB (in der
Fassung vom 23.7.2002) vor.

Die Anlage erwies sich im
weiteren Verlauf als nicht ge-
winnbringend. Die Investoren
widerriefen daher ihre auf den
Vertragsschluss gerichteten
Willenserklarungen.

Die KG vertrat demgegeniber
die Auffassung, dass die Investo-
ren kein Recht zum Widerruf
hatten, weil die gesetzlich hier-

Kommentar

Der Widerrufsjoker

flr vorgesehene Widerrufsfrist
von 2 Wochen langst verstrichen
sei.

Die Investoren klagten daraufhin
auf Rickzahlung ihrer Investiti-
on Zug um Zug gegen Rick-
Ubertragung der Gesellschaftsan-
teile und obsiegten schlieflich
vor dem Bundesgerichtshof.

Die Karlsruher Bundesrichter
stellten im Urteil vom 18.3.2014
fest, dass die Widerrufsheleh-
rung formal nicht korrekt erfolgt
sei. Die vom Gesetzgeber vorge-
gebene Widerrufsbelehrung sei
einer eigenen inhaltlichen Uber-
arbeitung unterzogen worden.

Auch die vorliegend geringfugi-
ge Anderung in Form der Auf-
nahme von - zutreffenden —
Zusatzinformationen gentige, um
der  Widerrufsbelehrung  die
rechtliche Grundlage zu entzie-
hen. Die Frist zur Erklarung des
Widerrufs habe daher nicht zu
laufen begonnen, so dass der
Widerruf fristgerecht erfolgt sei
(I ZR 109/13).
Vergleiche hierzu auch den
Kommentar.

Darlehensabldsung vor Falligkeit ohne Entschadigung der Vorfalligkeit

Die Regelungen des Widerrufs-
rechts in den 88 355 ff. BGB
eréffnen einem Verbraucher die
Madglichkeit, sich innerhalb von
zwei Wochen von einem unlieb-
sam gewordenen Darlehensver-
trag zu lfsen. Die Zwei-
Wochen-Frist beginnt aber erst
gar nicht zu laufen, wenn Uber
das Recht zum Widerruf nicht
oder fehlerhaft belehrt wurde.

In der jlngeren Vergangenheit
war der Widerruf von Dar-
lehensvertrdgen  haufiger Ge-
genstand von Presseberichter-
stattungen, da der Grofteil der
Banken ihre Widerrufsbelehrun-
gen zu Darlehensvertrdgen
fehlerhaft gestaltet haben. Die
zentrale  Anschlussfrage st
dabei, wie die Rickabwicklung
eines Darlehens von statten
gehen kann und welche wirt-
schaftlichen  Vorteile  dabei
genutzt werden kdnnen

I. Verbraucherdarlehensvertrage,
8§ 491 ff. BGB

Die verbraucherschiitzenden
Vorschriften und damit die
Pflicht, den Darlehensnehmer
Uber sein Recht zum Widerruf zu
belehren, sind nur auf Verbrau-
cher i.S. des § 13 BGB anzu-
wenden. Mafgeblicher Zeitpunkt
fir das Vorliegen einer Verbrau-
chereigenschaft ist der Zeitpunkt
des Vertragsschlusses.

Ein Verbraucher i.S. des § 13
BGB ist jede natirliche Person,
die ein Rechtsgeschaft zu einem
Zwecke abschlielst, das weder
ihrer gewerblichen noch ihrer
selbsténdigen beruflichen Tatig-
keit zuzurechnen ist. Es muss
sich mithin um ein flr private
Zwecke vorgenommenes
Rechtsgeschaft handeln. Ob ein
solches vorliegt, ist objektiv zu
beurteilen. Grundsatzlich gilt,
dass das rechtsgeschaftliche

Handeln einer natlrlichen Per-
son als Verbraucherhandeln zu
beurteilen ist (VIII. ZS des BGH
in NJW 2009, 3780). Nur wenn
erkennbare Umstdnde eindeutig
und zweifelsfrei darauf hinwei-
sen, dass ein ,,Unternehmer®-
geschaft getatigt wird, sind die
verbraucherschiitzenden  Vor-
schriften nicht mehr anwendbar.
D.h. der Geschaftsfiihrer einer
Bautragergesellschaft, der als
Privatperson Immobilien kauft,
handelt als Verbraucher. Auch
eine Gesellschaft burgerlichen
Rechts, die aus natirlichen
Personen besteht, ist keine
juristische Personen und genielt
daher ebenfalls verbraucher-
rechtlichen Schutz (BGH NJW
2002, 368).
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I1. Der Inhalt der Widerrufs-
belehrung

Grundlage der  verbraucher-
schutzenden Vorschriften sind
verschiedene  europarechtliche
Richtlinien. Flr die Beurteilung,
ob und mit welchem Inhalt tber
das Recht zum Widerruf zu
belehren war, kommt es daher
auch diesbeziiglich auf den
Zeitpunkt des Vertragsschlusses
an. Vor dem 01.01.2002 war das
Verbraucherkreditgesetz an-
wendbar, welches fir Immobi-
liarkredite nur im Fall eines
Haustlirgeschéfts eine Wider-
rufsbelehrung vorschrieb. Mit
Inkrafttreten des OLG-
VertrAndG  zum  01.08.2002
wurde das in 88 495, 355 BGB
geregelte Widerrufsrecht auch
auf alle Immobiliardarlehens-
vertrage mit Vertragsschluss ab
dem 01.11.2002 ausgeweitet.
Seit diesem Zeitpunkt ist auch
der  Darlehensnehmer  eines
Immobiliarkredits zwingend
tiber sein Recht zum Widerruf zu
belehren. Ein  Widerruf st
grundsétzlich auch dann noch
moglich, wenn eine fehlerhafte
Widerrufsbelehrung erteilt, aber
das Darlehen bereits zuriickge-
fahrt wurde.

Die Fehler in einer Widerrufs-
belehrung kénnen vielfaltig sein.
So hat der Gesetzgeber selbst die
von 2002 — 2010 in der BGB-
InfoV  enthaltene  Musterbe-
lehrung fehlerhaft verfasst, als er
den Fristbeginn mit der Formu-
lierung ,frithestens” in Gang
setzen wollte. Hat der Unter-
nehmer diese Musterbelehrung
in jeder Hinsicht - inhaltlich und
gestalterisch - so Ubernommen,
genielt er Vertrauensschutz.
Aber: Sobald der Unternehmer
kleine inhaltliche Veranderun-
gen - gleich welcher Art - vor-
genommen hat, kann er sich auf
den Schutz nicht mehr berufen.
Einige Statistiken sprechen von
einer  70%igen  Fehlerwahr-
scheinlichkeit, denn viele Kre-
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ditinstitute haben die Widerrufs-
belehrung einer inhaltlichen
Anpassung unterzogen.

I11. Rechtsfolgen eines Wider-
rufs

Mit Widerruf der auf den Ver-
tragsschluss gerichteten Erkla-
rung sind die gegenseitigen
Leistungen zuriick zu gewahren.
Die Bank erhdlt die (gesamte)
Darlehensvaluta zuriick zzgl. der
Nutzungen, d.h. Zinsen fur die
Laufzeit von der Auszahlung bis
zum Widerruf. Der Darlehens-
nehmer erhélt die geleisteten
Zins- und Tilgungsleistungen
zurick und erhélt auf diese
ebenfalls eine  angemessene
Verzinsung, d.h. die vom Dar-
lehensnehmer an die Bank
gezahlten Betrage hat die Bank
zu verzinsen. Der BGH hélt eine
Verzinsung von 5 %-Punkten
Uber dem Basiszinssatz fir
angemessen. In der Regel wird
der vom Darlehensnehmer
nach Widerruf zuriick zu
zahlende Betrag geringer
ausfallen als der Restdar-
lehensbetrag laut Kontoaus-
zug. Nachfolgendes (tatsach-
liches) Beispiel soll dies veran-

schaulichen:

=  Darlehen tiber € 75.000 zu
5,16 % p.a. fur 15 Jahre fest

= vereinbarte mtl.  Annuitat
(Zins- und Tilgung) € 392,50

= ausgezahlt am 09.01.2008

= Kontostand It. Kontoauszug
am 31.12.2013: € 69.804.48

= am 13.01.2014 widerrufen.

Forderungen der Bank

€4.710,00
hierauf Zinsen bis
zum 13.01.2014:
€1.078,84
Annuitaten 2010 -
2013:

€ 18.840,00
Zinsen hierauf bis
13.01.2014:
€1.799,78

Zinsen gesamt:
€ 4.293,50
gesamt:

€ 32.553,50

Darlehenskapital € 75.000,00
5,16 %* p.a. Zinsen €19.704,75
auf € 75.000 vom

10.01.2008 bis zum gesamt:
13.01.2014 € 94.704,75

*gem. § 346 Abs. 2 S. 2 BGB wird die
vertragliche vereinbarte Verzinsung wider-
legbar als markttblich zugrunde gelegt.

Forderungen des Darlehensnehmers

Annuitaten 2008: Gezahlte Annui-
€4.710,00 taten gesamt
hierauf Zinsen bis
zum 13.01.2014:
€1.414,88
Annuitaten 2009:

€ 28.260,00

Per Saldo ergibt sich eine Diffe-
renz von 62.151,25 € zugunsten
der Bank. Wo ist nun der Vorteil
fur den Darlehensnehmer, mag
man sich fragen. Der wirt-
schaftliche Vorteil ergibt sich
aus zwei Aspekten:

Zum einen wirde sich der Rest-
saldo des Darlehens ohne Wider-
ruf im obigen Beispiel auf
69.804,48 € belaufen. Der Dar-
lehensnehmer  spart  mithin
7.753,23 € und eine Vorfallig-
keitsentschadigung entfallt.
Diese wurde sich im hier vorlie-
genden Beispiel von der Bank
mit etwa € 23.000 beziffert.

IV. Taktische Uberlegungen
Jenseits dieser juristischen sind
taktische Uberlegungen uner-
lasslich, denn es ist nicht damit
zu rechnen, dass die Bank bei
auch noch so eindeutiger Rechts-
lage sich ohne Gegenwehr der
Situation fligt.

Ldsst sich der Darlehensnehmer
durch die gebetsminhlenartig
vorgetragenen juristischen
Einwdnde mit umfangreichen
Hinweisen auf Instanzrechtspre-
chung in den Schreiben der Bank
nicht beirren, wird es diese ggf.
auf einen Rechtstreit ankommen
lassen wollen. Denn die Erfah-
rung wird die Banken gelehrt
haben, dass die in der Regel sehr
hohen Streitwerte den einen oder
anderen Darlehensnehmer vor
einer klageweisen Geltendma-
chung zuriickschrecken  I&sst.
Um die Prozesskosten im Auge
zu behalten, kann es daher
gunstiger sein, zundchst ein
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Vorfélligkeitsentgelt zu zahlen
Nutzungsentschadigung zuriick-
zufordern. Wurde jedoch die
Diskussion mit der Bank Uber
das Bestehen oder Nichtbestehen
eines Widerrufsrechts ertffnet,
besteht die Mdglichkeit, dass die
Bank eine vorféllige Ruckfih-
rung der Darlehen nicht mehr
zulasst. Daneben folgt nicht
jedes Landgericht oder Ober-

Baurecht

und dieses dann neben einer
landesgericht dem BGH, d.h. der
Gegenstandswert der Klagefor-
derung sollte den Weg zum
obersten Gericht mdglich ma-
chen.

Nach einem Widerruf ist die
Darlehensvaluta  grundsétzlich
sofort zur Rickzahlung fallig, 30
Tage nach Falligkeit tritt Verzug

ein. Beabsichtigt man also das
Darlehen zu widerrufen, sollte
eine abldsebereite Bank bereit
stehen, ein neuer Vertrag sollte
jedoch erst geschlossen werden,
wenn eine Ablésung des alten
Darlehens auch tatsachlich ggf.
mit Vorfalligkeitsentschadigung
erfolgen kann.

Mangelrechte bei unmdglicher Mangelbeseitigung

Die Auftraggeberin beauftragte
eine Generalunternehmerin (GU)
mit der Errichtung eines groRen
Burohauskomplexes mit Kraft-
fahrzeugstellplatzen und AuRen-
anlagen. Im Generalunterneh-
mervertrag war u.a. eine Glas-
fassade mit Uber 3.000 Glas-
scheiben auf einer Fassadenfla-
che von 5.352 m2 vorgesehen.
Im Vertrag heif3t es hierzu:

Durch den AN (GU) ist nachzu-
weisen, dass die zur Verwen-
dung kommenden vorgespannten
Glasscheiben keine zerstérenden
Einschlisse (z.B. Nickelsulfid)
haben. Alle ESG-Scheiben sind
einem fremdlberwachten HeiR-
lagerungstest  (Heat-Soak-Test)
als ESG-H gemé&R Bauregelliste
zu unterziehen.

Der Auftragnehmer garantiert
die Verwendung ausschlieBlich
fabrikneuer, maéngelfreier und
einwandfreier Baustoffe und
Materialien in der vereinbarten

Qualitat, auch soweit ihm diese
vom Auftraggeber zur Verfi-
gung gestellt werden, da er Uber
deren Uberpriifung vor Verarbei-
tung verpflichtet ist.*

Die Glassfassade wurde errichtet
und 2006 von der Auftraggebe-
rin abgenommen. In den Jahren
2007 bis 2009 gingen mehrere
Glasscheiben zu Bruch, wobei
Bruchstiicke der Scheiben herab
fielen.  Die  Auftraggeberin
forderte die Generalunternehme-
rin auf, eine neue Glasfassade zu
liefern. Als diese sich weigerte,
klagte die Auftraggeberin einen
Kostenvorschuss von 240.000 €
ein.

Der Gerichtsgutachter stellte
fest, dass mindestens sechs der
geborstenen Scheiben aufgrund
von  Nickelsulfid-Einschlissen
geschadigt gewesen seien. Diese
Einschlisse  seien  technisch
unvermeidbar und fiihrten insbe-
sondere bei thermischer Einwir-
kung zu Spontanbriichen. Durch
den von den Parteien vereinbar-
ten Heat-Soak-Test kdnne diese
Gefahr nicht ausgeschlossen,
sondern nur verringert werden,
weil bei dem Test die Scheiben
mit Nickelsulfid-Einschllssen in
der Regel zu Bruch gingen.
Statistisch gabe es lediglich

einen  Nickelsulfid-Einschluss
bei 20.000 m2 Scheibenflache.
Bei der im Streitfall verglasten
Flache von 5352 m?2 dirften
deswegen rechnerisch nur 0,27
Briiche auftreten.

Auf der Grundlage dieser Aus-
fuhrungen verurteilte das Beru-
fungsgericht die Generalunter-
nehmerin  zur Leistung des
Kostenvorschusses. Die erhebli-
che  Uberschreitung  dieser
Bruchhédufigkeit ~ mit  sechs
zerborstenen Scheiben fuhre bei
der gebotenen ganzheitlichen
Betrachtung zu der Annahme der
Mangelhaftigkeit der gesamten
Fassade. Dieser Feststellung
stehe nicht entgegen, dass nicht
auszuschlielRen sei, dass mittler-
weile alle  vorgeschédigten
Scheiben geborsten seien.

Der BGH hob das Urteil des
Oberlandesgerichts  Dusseldorf
mit Urteil vom 8.5.2014 auf. In
den Urteilsgriinden fiihrte der
VII. Zivilsenat aus, dass die
Vorinstanz rechtsfehlerhaft
davon ausgegangen sei, der
Auftraggeberin stiinden Mangel-
anspriche zu. Nach § 633 Abs. 2
BGB sei ein Werk mangelhaft,
wenn es die vereinbarte Beschaf-
fenheit nicht aufweise. Zu dieser
Beschaffenheit gehorten alle
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zentrale
Kommentar zu Text
(2) Das Werk ist frei von Sachmängeln, wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat.
Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist das Werk frei von Sachmängeln,
1. wenn es sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst
2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist,
die bei Werken der gleichen Art üblich ist und die der Besteller nach der
Art des Werks erwarten kann.
Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein anderes als das bestellte
Werk oder das Werk in zu geringer Menge herstellt


Eigenschaften des Werks, die
den werkvertraglich geschulde-
ten Erfolg herbeifihren sollten.
Dieser Erfolg bestimme sich
nicht lediglich nach einer be-
stimmten Leistung oder Ausfih-
rungsart. Ganz wesentlich sei,
welche Funktion das Werk
erfillen solle. Diese Funktion
schulde der  Auftragnehmer
auch, wenn sie mit den aner-
kannten Regeln der Technik
oder der vereinbarten Ausfih-
rungsart nicht erreicht werden
kénne (BGH-Urteil vom
8.11.2007 — VII ZR 183/05, ZIV
2007, 77).

Unter Zugrundelegung dieses
MaRstabes kénne der Senat nicht
erkennen, dass die Scheiben
einen Mangel nur deshalb auf-
wiesen, weil mehr Scheiben
zerbrochen seien, als dies der
statistischen Wahrscheinlichkeit
entsprache. Hierliber hatten die
Parteien keine Vereinbarung
getroffen. Die blofRe Bruchwahr-
scheinlichkeit sage nichts dar-
Uber aus, welche Partei das
Risiko zu tragen habe, wenn die
Anzahl der tatsachlich gebro-
chenen Scheiben (ber dem
statistischen Mittelwert lage.

SCHULTZE "2

Die Parteien héatten zur Beschaf-
fenheit vereinbart, dass die zur
Verwendung kommenden vorge-
spannten  Glasscheiben keine
zerstérenden Einschlisse (z.B.
Nickelsulfid) haben  durften.
Wenn fiir den Auftragnehmer
damit erkennbar sein, dass der
Auftraggeber, das insoweit
verbleibende Restrisiko nicht
tibernehmen wolle, dann stehe
der Auftragnehmer fir dieses
Risiko ein, wenn er nichts ande-
res vereinbart habe. Sei die nach
dem Vertrag vorausgesetzte
Funktion erkennbar gefahrdet
oder nicht erreichbar, kdnne der
Auftragnehmer den Auftragge-
ber nicht im Ungewissen lassen
und fir den Fall der Risikover-
wirklichung die  Auffassung
vertreten, die Wahl einer be-
stimmten Ausfihrungsweise
flhre dazu, dass die vereinbarte
Funktionstauglichkeit eine
andere sei, als der Auftraggeber
sich vorgestellt habe. Vorliegend
bleibe ein restliches Risiko, dass
weitere Scheiben zerstort wir-
den.

Dennoch stiinden der Auftragge-
berin keine Mangelrechte zu.
Nach den Feststellungen konnten
Nickelsulfid-Einschliisse  tech-
nisch nicht vollstandig vermie-

den werden. Die vereinbarte
Funktionalitat kdnne daher gar
nicht erreicht werden. Es liege
mithin ein Fall der dauerhaften,
objektiven Unmdglichkeit im
Sinne von § 275 Abs. 1 BGB
vor. Damit entfalle der Erfil-
lungsanspruch und ebenso der
Nacherfiillungsanspruch (8 634
Nr. 1, 635 Abs. 1 BGB) und
weiter das Selbstvornahmerecht
einschliellich des Vorschussan-
spruchs gemal § 634 Nr. 2, 637
BGB. Die Auftraggeberin kdnne
daher keinen Austausch der
Glasscheiben  durch  andere
verlangen, da diese auch bei
ordnungsgemal? durchgefihrten
Heat-Soak-Test einer Bruchge-
fahr unterlagen und deshalb der
vereinbarten Funktionalitdt nicht
genugten.

Der Auftraggeberin stiinde aber
ein Schadensersatzanspruch
einschlielich der Erstattung von
Folgeschdden unter den Voraus-
setzungen von 8§ 634 Nr. 4, §
31la Abs. 2 BGB u. Da die
hierfir notwendigen Feststellun-
gen dem Urteil des Oberlandes-
gerichts nicht zu entnehmen
waren, wurde der Rechtsstreit
zurick verwiesen (VI ZR
203/11).

Lieferung von beschichteten Fensterprofilen ist kein Werkvertrag

Ein Bauherr beauftragte einen
Fensterbauer mit der Herstellung
von 19 Fenstern fur sein Eigen-
heim. Der Fensterbauer kaufte
hierfir ~ Aluminiumprofile bei
einem Baustofflieferanten ein.
Die Aluminiumprofile sollten
einen bestimmten Farbton auf-
weisen. Hierzu beauftragte der
Baustofflieferant wiederum ein
Beschichtungsunternehmen  mit
der entsprechenden Beschich-
tung. Nach der Lieferung der
Profile, erstellte der Fensterbau-

er die Fenster und baute sie in
den Neubau ein.

Es zeigten sich alshbald Abplat-
zungen der Farbe, die nicht
nachbesserungsfahig waren. Der
Architekt des Bauherren forderte
einen  Kostenvorschuss  von
43.000 € vom Fensterbauer.
Dieser wiederum wendete sich
an den Baustofflieferanten, der
20.000 € bezahlte und im Ubri-
gen weitere Zahlungen ablehnte.
Der Fensterbauer verklagte ihn
daraufhin auf Bezahlung weite-

rer 23.000 €. Das Landgericht
Giellen gab der Klage im We-
sentlichen statt. Das Oberlan-
desgericht Frankfurt dnderte den
Tenor dahingehend, dass der
Baustofflieferant den Fenster-
bauer von Schadensersatzforde-
rungen des Bauherrn in Hohe
von rund 23.000 € freizustellen
habe.

Der u.a. fir Kaufrecht zustandi-
ge VII. Zivilsenat hob beide
Urteile auf und wies die Klage
ab. Dem Fensterbauer stiinden
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zentrale
Kommentar zu Text
Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden
Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist,
1. nach § 635 Nacherfüllung verlangen

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 635 Nacherfüllung
(1) Verlangt der Besteller Nacherfüllung, so kann der Unternehmer nach seiner Wahl
den Mangel beseitigen oder ein neues Werk herstellen.


zentrale
Kommentar zu Text
Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden
Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist,
1.(...),
2. nach § 637 den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen
Aufwendungen verlangen

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Der Besteller kann wegen eines Mangels des Werkes nach erfolglosem Ablauf einer
von ihm zur Nacherfüllung bestimmten angemessenen Frist den Mangel selbst beseitigen
und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen, wenn nicht der Unternehmer die
Nacherfüllung zu Recht verweigert.
(2) § 323 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. Der Bestimmung einer Frist bedarf es
auch dann nicht, wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Besteller unzumutbar
ist.
(3) Der Besteller kann von dem Unternehmer für die zur Beseitigung des Mangels
erforderlichen Aufwendungen Vorschuss verlangen.

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Der Anspruch auf Leistung ist ausgeschlossen, soweit diese für den Schuldner oder für jedermann  unmöglich ist.

zentrale
Kommentar zu Text
(2) Der Gläubiger kann nach seiner Wahl Schadensersatz statt der Leistung oder Ersatz
seiner Aufwendungen in dem in § 284 bestimmten Umfang verlangen. Dies gilt nicht,
wenn der Schuldner das Leistungshindernis bei Vertragsschluss nicht kannte und seine
Unkenntnis auch nicht zu vertreten hat. § 281 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 5 findet
entsprechende Anwendung.

zentrale
Kommentar zu Text
Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden
Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist,
1. nach § 635 Nacherfüllung verlangen,
2. nach § 637 den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen
Aufwendungen verlangen,
3. nach den §§ 636, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurücktreten oder nach
§ 638 die Vergütung mindern und
4. nach den §§ 636, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284
Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen.


weder ein  Schadensersatzan-
spruch zu, noch habe er einen
Anspruch auf Freistellung von
Anspriichen des  Bauherren.
Entgegen der Auffassung des
Berufungsgerichts handele es
sich bei dem Vertrag zur Liefe-
rung beschichteter Aluminium-

fensterprofile um keinen
Werklieferungsvertrag, sondern
um einen Kaufvertrag. Die

Fensterprofile stellten Standard-
ware da, die der Baustoffliefe-
rant listenmédRig anbote. Die
Herstellung von Profilen sei
nicht Gegenstand des Vertrages
gewesen. Die Verpflichtung des
Baustofflieferanten beschrénkte
sich mithin auf die Lieferung der
Profile im mafgeblichen Farb-
ton, unabhéngig davon, ob diese
bereits hergestellt seien, oder
noch hatten hergestellt werden
miissen.

Gesetzgebung

SRR

Die gerichtlich geltend gemach-
ten Schadensersatzanspriiche auf
Erstattung der Aus- und Einbau-
kosten bestiinde im geschaftli-
chen Verkehr zwischen Unter-
nehmern grundsatzlich nicht.
Nur wenn der Verkdufer die
Lieferung einer mangelhaften
Ware zu vertreten habe, kénne
man von ihm diese Kosten
beanspruchen, § 437 Nr. 3, § 280
BGB i.V.m. § 433 Abs. 1, § 434
BGB). Vorliegend habe der
Baustofflieferant den Mangel
nicht zu vertreten, § 280 Abs. 1
BGB. Eigenes Verschulden
werde ihm nicht vorgeworfen.
Das Verschulden des Beschich-
tungsunternehmens sei ihm nicht
Uber § 278 BGB zuzurechnen.
Nach der stdndigen Rechtspre-
chung des BGH sei der Vorliefe-
rant des Verk&ufers nicht dessen
Erfillungsgehilfe im Verhéltnis
zum Kaufer (BGHZ 48, 114,

Urteil vom 15.7.2008, VIII ZR
211/07).

Das Berufungsgericht habe die
unterschiedlichen  Vertragsver-
haltnisse aus dem Blick verloren.
Der Fensterbauer sei aufgrund
des Werkvertrages verpflichtet,
dem Bauherren die beschadigten
Fenster aus- und mangelfreie
Fenster wieder einzubauen, 8§
634 Nr. 1, 635 BGB. Der Ver-
trag zwischen Fensterbauer und
Baustofflieferant sei hingegen
als Kaufvertrag zu qualifizieren.
In diesem  Rechtsverhéltnis
kénne nur der Ersatz der Kosten
flr neue, mangelfreie Fenster
begehrt werden. Dieser An-
spruch sei vom Baustofflieferan-
ten bereits erfullt worden, so
dass die Klage auf Bezahlung
auch der Aus-und Einbaukosten
abzuweisen sei, Urteil vom
242014 (VI __ZR 46/13).

Gesetzliche Anderungen zum Verzugsschaden

Das BGB

ist beziglich der
Verzugsfolgen durch das Gesetz
zur Bekampfung von Zahlungs-
verzug im Geschaftsverkehr vom
22.7.2014 geéndert worden. Der
Gesetzgeber ist damit einer
entsprechenden  Verpflichtung
aus einer EU-Richtlinie nachge-
kommen. Der Verzugszinssatz in
§ 288 BGB wird fir Unterneh-
mer von 8 auf 9%-Punkte Uber
dem  Basiszins  angehoben.

Ferner gibt es kinftig neben dem
Verzugszins eine Verzugspau-
schale von 40 € fiir die Verfol-
gung der in Verzug befindlichen
Forderung, § 288 Abs. 5, 6 BGB
n.F.. Die Forderung ist als Pau-
schale ausgestaltet, so dass sie
unabhéngig davon beansprucht
werden kann, ob dem Gl&ubiger
tatséchlich ein Schaden und ein
Schaden in dieser Hohe entstan-
den ist. Soweit der Schuldner
mit Raten oder Teilleistungen in
Verzug gerit, fallen diese 40 €
flr jede Rate an.

Die Regelung soll die ptnktliche
Bedienung von Forderungen im
Geschéftsverkehr fordern. Ver-
braucher werden mithin nicht

Schuldner dieser neuen Pauscha-
le, sondern nur Unternehmer.
Wohnungsmieter mussen also
kiinftig nicht mit einer monatli-
chen Pauschale von 40 € rech-
nen, wenn sie erst nach Eintritt
des Verzugs bezahlen. Gewer-
bemieter sind indessen betroffen.
Das gilt auch dann, wenn ihr
Vermieter selbst kein Unterneh-
mer, sondern Verbraucher ist.

Die Anderung gilt fur vertragli-
che Neuabschliisse nach dem
29.7.2014 sowie fir Dauer-
schuldverhéltnisse ab  dem
1.7.2016 (BGBI. 2014, Teil I, S.
1218).
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zentrale
Kommentar zu Text
Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden
Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist,
1. nach § 635 Nacherfüllung verlangen,


zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 635 Nacherfüllung
(1) Verlangt der Besteller Nacherfüllung, so kann der Unternehmer nach seiner Wahl
den Mangel beseitigen oder ein neues Werk herstellen.



zentrale
Kommentar zu Text
Ist die Sache mangelhaft, kann der Käufer, wenn die Voraussetzungen der folgenden
Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist,
1. (..),
2. (...) und
3. nach den §§ 440, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284
Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen.

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Die Sache ist frei von Sachmängeln, wenn sie bei Gefahrübergang die vereinbarte
Beschaffenheit hat. Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist die Sache
frei von Sachmängeln,
1. wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte Verwendung eignet,
sonst
2. wenn sie sich für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine
Beschaffenheit aufweist, die bei Sachen der gleichen Art üblich ist und
die der Käufer nach der Art der Sache erwarten kann.
Zu der Beschaffenheit nach Satz 2 Nr. 2 gehören auch Eigenschaften, die der Käufer
nach den öffentlichen Äußerungen des Verkäufers, des Herstellers (§ 4 Abs. 1 und 2
des Produkthaftungsgesetzes) oder seines Gehilfen insbesondere in der Werbung oder
bei der Kennzeichnung über bestimmte Eigenschaften der Sache erwarten kann, es sei
denn, dass der Verkäufer die Äußerung nicht kannte und auch nicht kennen musste, dass
sie im Zeitpunkt des Vertragsschlusses in gleichwertiger Weise berichtigt war oder
dass sie die Kaufentscheidung nicht beeinflussen konnte.

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem Käufer die
Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. Der Verkäufer hat
dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen.

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der
Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

zentrale
Kommentar zu Text
Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und der Personen,
deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu
vertreten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des § 276 Abs. 3 findet keine
Anwendung.


SCHULTZE "2

Abkurzung der Frist zur Restschuldbefreiung

Mit Wirkung zum 1.7.2014 ist
das Gesetz zur Verkiirzung des
Restschuldbefreiungsverfahrens
und zur Starkung der Glaubiger-
rechte in Kraft getreten. Nach §
300 Abs. 1 Ziff. 3 InsO kann die
Restschuldbefreiung ~ nunmehr
bereits nach 5 Jahren erlang
werden, wenn es dem Schulnder
innerhalb  dieses  Zeitraumes
gelingt, so viel Geld in die
Masse einzuzahlen, dass davon
die gesamten Verfahrenskosten
gedeckt werden konnen. Nach
Ziff. 2 verkiirzt sich die Frist zur

Restschuldbefreiung sogar auf 3
Jahre, wenn es dem Gemein-
schuldner gelingt, neben den
Verfahrenskosten ~ mindestens
35% der Forderungen, die die
Glaubiger angemeldet haben, zu
tilgen.

Umgekehrt sind einzelne Punkte
der Restschuldbefreiung strenger

ausgestaltet  worden.  Bisher
waren  lediglich  deliktische
Anspriiche aus  vorséatzlich

begangener unerlaubter Hand-
lungen nach 88 823 ff BGB

sowie GeldbuBen und Geldstra-
fen ausgenommen. Der Haupt-
anwendungsfall waren insoweit
fur Arbeitgeber nicht abgeflihrte
Sozialleistungen oder Haftungen
wegen Insolvenzverschleppung.
Die bisherigen  Tatbestande
wurden nunmehr erweitert auf
die Anspriiche wegen rlickstan-
digem Unterhalt und Steuer-
schulden, wenn der Schuldner
wegen einer Steuerstraftat verur-
teilt wurde (BGBI. 2013 Teil I,
Seite 2379).

Ausweitung der Widerrufsfristregelung

Mit einem Gesetz zur Umset-
zung einer Verbraucherrichtlinie
aus dem Jahre 2011 hat der
Gesetzgeber mit Wirkung zum
13.6.2014 flr Unternehmer neue
Pflichten begriindet. Schliefl3t ein
Unternehmer mit einem Ver-
braucher einen Vertrag aus-
serhalb seiner Geschéftsraum-
lichkeiten — aber unter korperli-
cher Anwesenheit beider - , steht
dem Verbraucher ein Widerrufs-
recht zu (8 312 b BGB n.F.). Die
Widerrufsfrist betragt nur dann 2
Wochen, wenn der Verbraucher

ordnungsgemald Uber sein Wi-
derrufsrecht  belehrt  wurde.
Andernfalls beginnt die Frist
zum Widerruf nicht zu laufen.

Von wesentlicher Bedeutung ist
daher, fir welche Bereiche das
Gesetz nicht gelten soll. Das
Gesetz gilt nicht fir Vertrage
Uiber die Begriindung, den Er-
werb oder die Ubertragung von
Eigentum oder anderen Rechten
an Immobilien, fur Vertrage tber
den Bau von neuen Gebdauden
oder den erheblichen Umbau

Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische
Bundesamt (berarbeitet dabei
auch die statistischen Werte der
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtréglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen
beziehen sich auf Vertrdge mit
Indexanpassung seit  dem
1.1.2003. Fur altere Zeitraume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versaumt haben, eine
Anpassung durchzufuhren oder
ein anderer Index verwandt
wurde. Das Statistische Bundes-
amt bietet unter dem folgenden

von bestehenden Geb&uden, die
Vermietung von Wohnraum.
Das Gesetz gilt ferner nicht fir
Vertrage, die vor einem Notar
geschlossen werden, fiir gericht-

liche Vergleiche sowie fir
Vertrage auf dem Gebiet des
Erb-, Familien- und Gesell-

schaftsrechts, BGBI. 2013, Teil
1, S. 2642.

Zu beachten ist, dass sich auch
Widerrufsbelehrungspflichten
nach dem Fernabsatzgesetz
ergeben konnen (§ 312 ¢ BGB).

Link einen Onlinerechner zur
Berechnung von Schwellenwer-
ten und Verénderungsraten von
Wertsicherungsklauseln, die auf
Verbrauchpreisindizes basieren.
Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fir Statistik ermittel-
ten Index fiir die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmoglichkeit gemédl BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR
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141/07), ZIV
sen.

2009, 47 verwie-

Basis: 2010

SRR

Soweit der Vertrag noch alter ist
und/oder andere Indizes verwen-
det wurden, berechnet das Statis-

tische Bundesamt gegen eine
Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 | 2014
Januar 89,1 190,1 | 91,4 | 931 |94,7 | 97,4 | 983 |99,0 |100,7|102,8 | 104,5 | 1059
Februar 89,6 1903 | 91,8 | 935 |951 | 978 |989 |994 |101,3|103,5|105,1| 106,4
Marz 89,7 190,6 | 922 | 935 |953 |983 |98,7 [99,9 |101,9|104,1|105,6 | 106,7
April 89,4 1909 | 92,0 | 938 |958 |98,1 |98,8 |100,0|101,9|103,9 | 1051 | 106,5
Mai 89,2 1 91,1 | 922 | 938 |958 |98,7 |98,7 |99,9 |101,9 | 103,9 | 105,5 | 106,4
Juni 895 | 91,1 | 923 | 94,0 [958 |98,9 |99,0 [99,9 |102,0 |103,7 | 105,6 | 106,7
Juli 89,7 91,3 | 92,7 | 94,4 | 96,3 | 99,5 | 99,0 |100,1| 1022 |104,1|106,1 | 107,0
August 89,7 [ 914 1928 942 | 96,2 | 99,2 [99,2 |100,2 | 1023 | 104,5 | 106,1
September | 89,6 [ 91,2 | 929 | 939 | 9,4 |99,1 |989 |100,1| 1025 | 104,6 | 106,1
Oktober 89,6 1913 | 93,0 | 940 |96,6 | 98,9 |989 |100,2 | 102,5 | 104,6 | 1059
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 | 940 | 97,1 | 98,4 | 98,8 | 100,3 | 102,7 | 104,7 | 106,1
Dezember | 90,1 | 92,1 | 934 | 94,7 | 97,7 | 98,8 |99,6 | 1009 | 102,9 | 105,0 | 106,5

Verzugszinssatze

Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn fiir die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes  Ereignis  an-
knipft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Grinde den sofortigen Eintritt
des Verzugs rechtfertigen (8 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der
Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders  hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen. Wéhrend
des Verzugs ist eine Geldschuld
zu verzinsen (8 288 Abs. 1 S. 1
BGB). Der Verzugszinssatz
betragt fir das Jahr finf Pro-

zentpunkte bzw. fiir Rechtsge-
schafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grole ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Europdischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des  betreffenden
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz | zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-

gung % % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 | 11,19

1.7. bis 31.12.2002 | 2,47 7,47 10,47 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 537 | 8,37

1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.7. bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 4,62 | 7,62

1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 | 7,37

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.7. bis 31.12.2014 | -0,73 4,27 | 7,27

www. Kanzlei-schultze.de

54



http://www.kanzlei-schultze.de/
http://www.rak-sachsen.de/
http://www.rak-sachsen.de/
mailto:info@rak-sachsen.de
http://www.brak.de/

SCHUL1ZE'=E

RECHTSANWALTE

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwaltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRA-
0), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. fiir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergltungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwélte der Europdischen Gemeinschaft. Sadmtliche berufsrechtliche Regelungen
konnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fur Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt
zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm méglich und zumutbar ist, die
Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fiir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebe-
nen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Urheber des Bildmaterials:

Stadt Leipzig, Amt flr Geoinformation und Bodenordnung 2013
Udo Buttkus

Heinz G. Schultze

Die in der ZIV verdffentlichten Beitrdge sind urheberrechtlich geschitzt. Das gilt auch fir die vertffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenliber Datenbanken
und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und
Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaBig zuganglich gemacht werden. ZU-
RUCK
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